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1278. Konferenz der Kantonsregierungen: 
Konsultation zum Verhandlungsmandat des Bundesrates 
zur Anpassung des Freizügigkeitsabkommens zwischen der Schweiz
und der EU (FZA)

Der Bundesrat hat am 8. Oktober 2014 provisorisch das Verhandlungs-
mandat zur Anpassung des Freizügigkeitsabkommens (FZA) verabschie-
det. Der Auftrag zur Verabschiedung des Verhandlungsmandats ergibt
sich aus den am 9. Februar 2014 neu eingeführten Verfassungsbestimmun-
gen (Art. 121a und Art. 197 Abs. 11 BV). Im Rahmen des Konsultations-
verfahrens des Bundes unterbreitete die Konferenz der Kantonsregierun-
gen (KdK) mit Schreiben vom 20. Oktober 2014 den Vernehmlassungs-
entwurf zum Verhandlungsmandat den Kantonsregierungen zur Stellung-
nahme.

Die Kantonsregierungen unterstützen die Absicht des Bundesrates,
mit der EU Verhandlungen über eine Anpassung des FZA aufzunehmen.
Am bilateralen Weg im Verhältnis zur EU soll festgehalten werden. Dem-
zufolge wird die Verhandlungsdirektive, dass der Sicherung des bilate-
ralen Weges gleichsam wie der Steuerung und der Begrenzung der Zu-
wanderung Rechnung zu tragen ist, begrüsst. Das für den Arbeitsmarkt
zu erwartende Gesamtergebnis des künftigen Kontrollsystems soll gegen-
über dem heutigen System nicht schlechter ausfallen und die Lösung mit
der EU soll weiterhin dem Schutz von schweizerischen Lohn- und Arbeits-
bedingungen Rechnung tragen. Die Kontrollen für die Kantone und die
Unternehmen sollen möglichst unbürokratisch und ohne unverhältnis-
mässigen administrativen Aufwand für die Kantone und die Unterneh-
men erfolgen. Da das gesamtwirtschaftliche Interesse der Schweiz nicht
nur auf der innenpolitischen Umsetzung der neuen Verfassungsbestim-
mungen beruht, sondern wesentlich vom Verhältnis der Schweiz zur EU
als wichtigster Handelspartnerin abhängt, werden die Ziele des Bundes-
rates, mit der zukünftigen Ausgestaltung des Zulassungssystems die Inno-
vationsfähigkeit und die Wettbewerbsfähigkeit nicht zu behindern, unter-
stützt. Befürwortet wird ebenso das Bestreben des Bundesrates, den gut
funktionierenden, flexiblen Arbeitsmarkt der Schweiz zu erhalten. Auf
innenpolitischer Ebene wird die verstärkte Mobilisierung des inländischen
Arbeitskräftepotenzials angestrebt, die (Erwerbs-)Integration von EU-
Bürgerinnen und EU-Bürgern eingeschlossen. Abschliessend wird eine
Vertretung der Kantone in der Verhandlungsdelegation gefordert.
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Die Absicht des Bundesrates, mit der EU Verhandlungen über eine
Anpassung des FZA aufzunehmen, ist grundsätzlich zu begrüssen, wobei
am bilateralen Weg im Verhältnis zur EU festgehalten werden soll. Den
bestehenden Vorbehalten gegenüber der Personenfreizügigkeit in Teilen
der Bevölkerung sollte im Rahmen der Verhandlungen Rechnung ge-
tragen werden, entsprechende Handlungsspielräume der Schweiz sind
zu nutzen. Ergänzend zur Vorlage ist zu prüfen, ob es sinnvoll wäre, sich
zuerst mit den angrenzenden Staaten besonders zur Frage der Grenzgän-
gerinnen und Grenzgänger zu einigen, um die weiteren Verhandlungen
zu erleichtern. Die unterbreitete Stellungnahme zum Verhandlungsman-
dat mit den enthaltenen Verhandlungsdirektiven – insbesondere auch die
Forderung, eine Vertretung der Kantone in der Verhandlungsdelegation
vorzusehen – ist demzufolge zu unterstützen.

Auf Antrag der Volkswirtschaftsdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an die Konferenz der Kantonsregierungen (auch per E-
Mail an mail@kdk.ch):

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 20. Oktober 2014, mit dem
Sie uns den Entwurf der Stellungnahme zum Verhandlungsmandat zur
Anpassung des Freizügigkeitsabkommens zwischen der Schweiz und
der EU (FZA) zur Vernehmlassung unterbreiten. Wir danken Ihnen für
diese Gelegenheit und äussern uns dazu wie folgt:

Der Regierungsrat hat im Beschluss vom 6. März 2014 (RRB Nr. 295/
2014) seine Position zur Umsetzung der Volksinitiative «gegen die Mas-
seneinwanderung» dargelegt. Gestützt darauf begrüssen und unterstüt-
zen wir die Absicht des Bundesrates, mit der EU Verhandlungen über
eine Anpassung des FZA aufzunehmen, und den unterbreiteten Entwurf
zum Verhandlungsmandat. Die Personenfreizügigkeit hat sich als für die
Schweiz ausserordentlich wichtig erwiesen. Am bilateralen Weg im Ver-
hältnis zur EU ist daher festzuhalten.

Vorhandene Handlungsspielräume der Schweiz sind in den Verhand-
lungen zu nutzen. Wir begrüssen deshalb die Verhandlungsdirektive,
dass der Sicherung des bilateralen Weges gleichsam wie der Steuerung
und der Begrenzung der Zuwanderung Rechnung zu tragen ist. Wir unter-
stützen weiter das Bestreben, den gut funktionierenden, flexiblen Arbeits-
markt der Schweiz zu erhalten, und damit verbunden auf innenpolitischer
Ebene das Engagement für eine verstärkte Mobilisierung des inländi-
schen Arbeitskräftepotenzials (Fachkräfteinitiative). Ergänzend zur Vor-
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lage regen wir an zu prüfen, ob es sinnvoll wäre, sich zuerst mit den an-
grenzenden Staaten besonders zur Frage der Grenzgängerinnen und
Grenzgänger zu einigen. Dies könnte die weiteren Verhandlungen er-
leichtern. Abschliessend unterstützen wir die Forderung, eine Vertretung
der Kantone in der Verhandlungsdelegation vorzusehen.

II. Dieser Beschluss ist bis zur Veröffentlichung der Stellungnahme der
KdK nicht öffentlich.

III. Mitteilung an die Geschäftsleitung des Kantonsrates nach der Ver-
öffentlichung gemäss Dispositiv II, an die Mitglieder des Regierungsrates
sowie an die Volkswirtschaftsdirektion.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


